
Aktenzeichen: 4 AZN 527/87
Bundesarbeitsgericht 4. Senat

I. Arbeitsgericht Berlin

II. Landesarbeitsgericht 
Berlin

Beschluß vom 9. Dezember 1987
- 4 AZN 527/87 -
Urteil vom 11. Dezember 1986
- .4 Ca 346/86 -
Urteil vom 21. August 1987
- 13 Sa 16/87 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein
Für die Fachpresse: Nein
Für das Bundesarchiv: Nein

Entscheidungsstichwort:
Unzulässige Nichtzulassungsbeschwerde

Gesetz: ArbGG 1979 §§ 72, 72 a; TVG § 4 Geltungs­
bereich; MTV für den Berliner Einzelhandel

Leitsätze:

K e i n e

Hinweise des Senats:
MTV für den Berliner Einzelhandel gilt nicht über den 
Bezirk eines LAG hinaus; übereinstimmende Tarifnormen 
in anderen Tarifgebieten.
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4 AZN 527/87
13 Sa 16/87 Berlin

B e s c h l u ß

In Sachen

pp.

hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts am 9* De­
zember 1987 durch den Vizepräsidenten Dr. Neumann, die 
Richter Dr. Etzel und Dr. Freitag sowie die ehrenamtli­
chen Richter Koerner und Dr. Apfel beschlossen:

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nicht­
zulassung der Revision im Urteil des Lan-
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desarbeitsgerichts Berlin vom 21. August 
1987 - 13 Sa 16/87 - wird auf Kosten des 
Klägers als unzulässig verworfen.

G r ü n d e  :

Der Kläger steht seit 17. April 1973 in den Diensten der 
Beklagten und ist in einem Kaufhaus der Beklagten beschäftigt.
Zur Zeit ist er freigestelltes Betriebsratsmitglied. In dem 
Kaufhaus der Beklagten wird nach einem sogenannten rollierenden 
Freizeitsystem gearbeitet. Auf das Arbeitsverhältnis finden kraft 
beiderseitiger Verbandszugehörigkeit die tariflichen Bestimmungen 
für den Berliner Einzelhandel Anwendung.

Mit der Klage hat der Kläger die Feststellung beantragt, daß 
die Beklagte verpflichtet ist, soweit ein freier Tag im rollie­
renden System auf einen gesetzlichen Wochenfeiertag fällt, die 
dabei sonst zu leistende Arbeitszeit dem Kläger als Freizeit 
nachzugewähren, und die Beklagte zu verpflichten, dem Kläger acht 
Stunden 25 Minuten Freizeit nachzugewähren, hilfsweise die Be­
klagte zu verurteilen, an den Kläger 370,43 DM brutto nebst 4 % 
Zinsen auf den sich ergebenden Nettobetrag seit 11. Dezember 
1986 zu zahlen. Das Arbeitsgericht hat den Hauptanträgen statt­
gegeben. Auf die Berufung der Beklagten hat das Landesarbeitsge­
richt die Klage abgewiesen und die Revision nicht zugelassen. Mit 
der Nichtzulassungsbeschwerde erstrebt der Kläger die Zulassung 
der Revision gegen das Urteil des Landesarbeitsgerichts wegen
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grundsätzlicher Bedeutung der Rechtssache.

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig, weil der Klä­
ger nicht dargelegt hat, daß die Rechtssache eine der in § 72 a 
Abs. 1 Nr. 1 bis 3 ArbGG aufgeführten Rechtsstreitigkeiten be­
trifft, auf die allein eine Nichtzulassungsbeschwerde wegen 
grundsätzlicher Bedeutung der Rechtssache gestützt werden kann 
(BAGE 39, 3^6, 347 = AP Nr. 23 zu § 72 a ArbGG 1979 Grundsatz, 
mit weiteren Nachweisen). Der Kläger macht allerdings geltend, 
daß es vorliegend um die Auslegung eines Tarifvertrags im Sinne 
von § 72 a Abs. 1 Nr. 2 ArbGG geht. Die strittige Auslegung 
eines Tarifvertrags ermöglicht aber nur dann eine Nichtzulas­
sungsbeschwerde wegen grundsätzlicher Bedeutung der Rechtssache, 
wenn sich der Geltungsbereich über den Bezirk des Landesarbeits­
gerichts hinaus erstreckt (§ 72 a Abs. 1 Nr. 2 ArbGG). Diese 
Voraussetzung hat der Kläger nicht dargelegt.

Nach den Feststellungen des Landesarbeitsgerichts und der 
Beschwerdebegründung geht es vorliegend um die Auslegung des 
Manteltarifvertrags für den Berliner Einzelhandel vom 2. April 
1985. Der Geltungsbereich dieses Tarifvertrags erstreckt sich 
nicht über den Bezirk des Landesarbeitsgerichts Berlin hinaus. 
Der Auffassung des Klägers, der Geltungsbereich der strittigen 
Tarifnorm des Manteltarifvertrags für den Berliner Einzelhandel 
erstrecke sich deshalb Uber den Bezirk des Landesarbeitsgerichts 
Berlin hinaus, weil die Manteltarifverträge für den Einzelhandel 
in Hessen und Bayern gleichlautende Tarifnormen enthielten, kann 
der Senat nicht folgen.
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Der Kläger hat noch nicht einmal dargelegt, daß die Tarif­
verträge für Hessen und Bayern eine gleichlautende Tarifnorm wie 
der Manteltarifvertrag für den Berliner Einzelhandel enthalten. 
Der Kläger zitiert aus dem Manteltarifvertrag für den Berliner 
Einzelhandel die Vorschrift des § 5 Ziff. 3 Satz 2 wie folgt:

"Fällt in die Woche ein gesetzlicher Feiertag, 
so vermindert sich die Wochenarbeitszeit um 
die auf diesen Feiertag entfallenden Arbeits­
stunden ."

Demgegenüber zitiert er aus dem Manteltarifvertrag für den 
hessischen Einzelhandel (§ 2 Ziff. 4 Satz 2):

"Fällt ein gesetzlicher Feiertag auf einen Werk­
tag, so vermindert sich die regelmäßige wöchent­
liche Arbeitszeit um die an diesem Tag ausfal­
lenden Arbeitsstunden."

Die beiden Vorschriften stimmen nicht wörtlich überein. In­
soweit handelt es sich nicht um inhaltsgleiche Normen. Nur bei 
wörtlich übereinstimmenden Tarifverträgen mehrerer Länder kann 
erwogen werden, ob sich ihr Geltungsbereich damit über den Bezirk 
eines Landesarbeitsgerichts hinaus erstreckt (vgl. BAG Beschluß 
vom 15. Oktober 1980 - 4 AZN 269/80 -, AP Nr. 10 zu § 72 a 
ArbGG 1979 Grundsatz).

Selbst wenn aber die Tarifverträge für den hessischen und 
bayerischen Einzelhandel eine mit § 5 Ziff. 3 Satz 2 des Man­
teltarifvertrags für den Berliner Einzelhandel vom 2. April 1985 
wörtlich übereinstimmende Regelung enthielten, würde sich damit
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der Geltungsbereich von § 5 Ziff. 3 Satz 2 des Manteltarifver­
trags für den Berliner Einzelhandel noch nicht über den Bezirk 
des Landesarbeitsgerichts Berlin hinaus erstrecken. Denn für die 
Tarifauslegung kommt es nicht nur auf den Wortlaut, sondern ent­
scheidend auch auf den tariflichen Gesamtzusammenhang an (BAGE 
46, 308, 313 = AP Nr. 135 zu § 1 TVG Auslegung). Deshalb können 
auch wörtlich übereinstimmende TarifVorschriften unterschiedlich 
auszulegen sein, wenn dies nach dem tariflichen Gesamtzusammen­
hang geboten ist. Die wörtliche Übereinstimmung einzelner Tarif­
normen begründet damit nicht die gleiche Auslegung und damit auch 
nicht die Erstreckung des Geltungsbereichs über die einzelnen 
Tarifverträge hinaus.

Etwas anderes kann nach der Senatsrechtsprechung allenfalls 
dann gelten, wenn für bestimmte, in sich abgeschlossene Rege­
lungsbereiche (z. B. Kündigungsfristen, Urlaub, Gratifikatio­
nen) sämtliche Tarifnormen in mehreren Tarifverträgen wörtlich 
Ubereinstimmen. Dann kann erwogen werden, ob der GesamtZusammen­
hang der Tarifnormen in den einzelnen Tarifverträgen wegen der 
wortgleichen Bestimmungen identisch ist und sich deshalb der 
Geltungsbereich der einzelnen Tarifverträge auch auf den Rege­
lungsbereich der anderen Tarifverträge erstreckt (vgl. BAG Be­
schluß vom 15. Oktober 1980 - 4 AZN 269/80 -, AP Nr. 10 zu 
§ 72 a ArbGG 1979 Grundsatz). Diese Voraussetzung käme im vor­
liegenden Fall nur dann in Betracht, wenn die gesamten Arbeits­
zeitregelungen des Manteltarifvertrags für den Berliner Einzel­
handel wörtlich mit den entsprechenden Arbeitszeitregelungen ei­
nes anderen Tarifvertrags außerhalb Berlins übereinstimmten. Dies
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hat der Kläger nicht dargelegt.

Der Kläger hat gemäß § 97 Abs. 1 ZPO die Kosten seiner er­
folglosen Nichtzulassungsbeschwerde zu tragen.

Dr. Neumann Dr. Freitag Dr. Etzel
Koerner Dr. Apfel
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